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Ausbau der Kleinkinderbetreuung kostet
688 Millionen jährlich

„Wir brauchen faire Aufgabenteilung zwischen Bund, Land und Kommunen“
Stuttgart.   „Der Ausbau der Kinderbetreuung ist eine gewaltige Belastungen für die Städte und Gemeinden. Vom Gesamtaufwand für Kinderbetreuung – 2005 in Baden-Württemberg 1,5 Milliarden Euro – haben die Kommunen 1,3 Milliarden Euro getragen“, sagte der Präsident des Gemeindetags, Roger Kehle.
Der Ausbau der Kleinkinderbetreuung wird in den nächsten zwölf Jahren über 8 Milliarden Euro kosten, durchschnittlich 688 Millionen jährlich. Nach Abzug des geplanten Bundeszuschusses bleiben immer noch 577 Millionen Euro jährlich ungedeckt. Das hat der Gemeindetag errechnet. „Wir brauchen eine faire Aufgabenteilung zwischen Bund, Land und Kommunen“, sagte Kehle. Bildung und Betreuung habe in der Kommunalpolitik einen immer höheren Stellenwert. Eine nachhaltige Familien- und Bildungspolitik könne von den Städten und Gemeinden aber nicht allein gewährleistet werden, so Kehle.

Ausbau der Kinderbetreuung geht auf kommunale Rechnung

„Die Erfahrungen der Städte und Gemeinden mit einer Aufgabenpartnerschaft mit dem Bund sind ernüchternd“, sagte Kehle. „Die Finanzierung der Kleinkindbetreuung nach dem bisherigen Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) stemmen wir praktisch allein. Das vom Bund mit Hartz IV in Aussicht gestellte Geld kommt nicht, das die Kommunen verpflichtende TAG gilt weiter.“ Die Landesregierung habe durch eine 10-Prozent-Beteiligung geholfen, das Defizit zu senken. Aber der Ausbau der Kleinkindbetreuung gehe zum größten Teil auf kommunale Rechnung voran.

Ähnlich werde es wohl in Sachen gebührenfreie Kindergärten laufen. Die Besuchsquote liege zwischen 95 und 100 Prozent. „Wenn die Bundesfamilienministerin und der Ministerpräsident trotzdem Besuchspflicht und Gebührenfreiheit haben wollen, machen wir das. Aber wie in Rheinland-Pfalz muss das Land den Kindergartenträgern den Ausfall aus Landesmitteln voll ersetzen“, verlangte der Gemeindetagspräsident. Er meint aber, das Geld wäre für den Ausbau der Angebote und die Qualitätsverbesserung in der Kinderbetreuung besser angelegt.

Überkapazitäten durch Rechtsanspruch

Der von Bund und Ländern jetzt beschlossene weitere Ausbau der Kleinkindbetreuung bis 2013 mit einer Versorgungsquote von 35 Prozent geht aus Sicht des Gemeindetags am baden-württembergischen Bedarf vorbei. „Diese Quote wird, wie schon der Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz, in unserem Flächenland zu teuren, nutzlosen Überkapazitäten führen“, erwartet der Gemeindetagspräsident. Der ins Auge gefasste Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für jedes Kind über einem Jahr ab 2013 wecke größte Erwartungen bei den Eltern und Wählern.

Allein in Baden-Württemberg seien bis 2019  1,9 Milliarden Euro zu investieren. Die Betriebskosten seien mit durchschnittlich 577 Millionen Euro pro Jahr zu veranschlagen. Die Bereitschaft des Bundes, sich – bezogen auf Baden-Württemberg – 297 Millionen Euro an den Investitionskosten und maximal 110 Millionen Euro jährlich an den Betriebskosten zu beteiligen, reiche bei weitem nicht aus. „Von einer Drittelbeteiligung des Bundes kann keine Rede sein“, bemängelte Kehle. „Wenn unser Land das unterschreibt, muss es dafür gerade stehen – zusätzlich zu dem beim ‚Kindergipfel’ im April zugesagten Landes-Drittel der Gesamtkosten.“

Kommunalhaushalte überfordert

Der ‚Orientierungsplan’ für die Kindergärten, das Projekt ‚Schulreifes Kind’, die Modellprojekte ‚Bildungshaus’ und vor allem das Landesgesetz über die Kindertagesbetreuung mit den kurz vor der Landtagswahl beschlossenen Förderverpflichtungen seien zusätzlich enorm kostensteigernd.

Die Haushalte vieler Städte und Gemeinden seien noch keineswegs konsolidiert. Insgesamt belaufe sich ihr Finanzierungssaldo aus 2006 auf plus 836 Millionen Euro, 2007 voraussichtlich in ähnlicher Höhe. So günstige Werte dürften nach Einschätzung des Gemeindetags aber schon 2008 nicht mehr erreicht werden. „Dieser Überschuss wird künftig allein durch die uns abverlangten Mehrausgaben für den Bildungs- und Betreuungssektor voll aufgezehrt. Wenn die Konjunktur nachlässt und die Steuerquellen nicht mehr so munter sprudeln, stürzen die Kommunalhaushalte mit dieser Kostenbelastung wieder tief in die roten Zahlen“, warnte der Gemeindetagspräsident.
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